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Ziel: Eine Welt
in Balance
Der Global Marshalplan und Thüringen

Erfurt. (tlz) Der Global Mars-
halplan hat ein hehres Ziel:
Eine Welt in Balance. Dazu
müssen die Rahmenbedin-
gungen der Globalisierung
besser gestaltet werden, dazu
muss man sich auch zu einer
ökosozialen Marktwirtschaft
durchringen. Die Ziele des
Global Marshalplanes sind
groß: Ein besserer weltweiter
Ordnungsrahmen, eine nach-
haltige Entwicklung, die
Überwindung der Armut, der
Schutz der Umwelt und Ge-
rechtigkeit.

Ein Umdenken in vielen
Bereichen ist erforderlich.
Wie das konkret aussehen
könnte, das ist das Thema ei-
ner heutigen Podiums-Dis-
kussion der Global Marshal-
plan-Initiative in Erfurt, die
vom stellvertretenden TLZ-
Chefredakteur Hartmut Kacz-
marek moderiert wird.

Thüringen könnte sogar als

erstes Bundesland komplett
der Initiative beitreten. Das
jedenfalls ist die Vorstellung
der Erfurter Initiative. Ob und
inwieweit das möglich ist,
wie sich auch Thüringens
Städte und Kreise engagieren
können, das wollen heute
Abend diskutieren: Frthjof
Finkbeiner von der Global
Marshalplan-Initiative
Deutschland, der Staatssekre-
tär im Thüringer Umweltmi-
nisterium, Christian Jucken-
ack, sowie die umweltpoliti-
schen Sprecher der Landtags-
parteien, Horst Krauße (CDU),
Thilo Kummer (Linkspar-
tei.PDS), Dagmar Becker
(SPD) und Josef Ahlke von
Marshalplan-Initiative Thü-
ringen.

18 Uhr, Begegnungs-
stätte Kleine Synagoge,

An der Stadtmünze 5 (hinter
dem Rathaus).

Der Mut der Wenigen: So heißt eine Ausstellung der Konrad Adenauer-Stiftung, die seit gestern in
Weimar zu sehen ist. Sie befasst sich mit Protest, Repression und Solidarität als Folge der Ausbür-
gerung von Wolf Biermann im Jahr 1976 – ein einschneidendes Ereignis in der DDR-Geschichte.
Die Ausstellung ist bis zum 17. Oktober im Goethe-Institut Weimar, Ackerwand 25 - 27 täglich von
13 bis 18 Uhr zu sehen, am Wochenende nach Absprache. Eintritt frei. Foto: tlz/Peter Michaelis

Kompost: Der
Preis wird heiß
Intrnationale Abfall-Tagung in Weimar

Von Sabine Brandt

Weimar. (tlz) Ein Problem,
um dessen Lösung sich keine
Heerscharen von Wissen-
schaftlern reißen: die organi-
sche Abfallwirtschaft. Heute
versammelt sich in Weimar
die Speerspitze der interna-
tionalen Forschung zur Kom-
postierung und Vergärung.
Erwartet werden mehr als
450 Wissenschaftler aus
33 Staaten – zwei Drittel aus
Industrie- und Schwellenlän-
dern, die anderen aus Ghana,
Vietnam, Kambodscha, Sene-
gal und Südamerika. Die TLZ
sprach vor der Tagung Orbit
2006 (Organic Recycling and
Biological Treatment) mit
Professor Werner Bidling-
maier, Inhaber des Lehrstuhls
für Abfallwirtschaft an der
Weimarer Bauhaus-Universi-
tät, über den Entwicklungs-
stand der organischen Abfall-
wirtschaft.

Den Orbit-Schwerpunkt
Kompostierung haben Sie in
diesem Jahr erstmals um
Fragen der regenerativen
Energien und des Klimawan-
dels erweitert. Verzetteln Sie
sich damit nicht?
Nein. Abfallwirtschaft spielt
eine wichtige Rolle in der
Diskussion um CO2-Gut-
schriften. Stichwort: Biomas-
sekraftwerke. Aus Biomasse,
also auch organischen Abfäl-
len, wird bereits heute Ener-
gie gewonnen. In Vergärungs-
anlagen wird aus Gas Strom
erzeugt. Regenerative Energie
aus Biomasse kriege ich nur,
wenn ich vernünftige Humus-
wirtschaft betreibe. Die Land-
wirtschaft stellt sich neben
der Nahrungsmittelerzeugung
immer mehr auf die Produk-
tion energetisch verwertbarer
Pflanzen um. Und die zehren

stärker Humus aus den Bö-
den. Das heißt, dass Humus –
also auch biologisch abbauba-
rer Abfall – rückgeführt wer-
den muss. Seit drei Jahren
ziehen die Preise für Kompost
stark an. Meine Prognose lau-
tet: In sechs Jahren werden
wir kostendeckend Kompost
aus der Abfallwirtschaft er-
zeugen. Die Zusammenhänge
sind so intensiv, da kann man
sich gar nicht verzetteln.

Wieviele Wissenschaftler
arbeiten weltweit an Fragen
der organischen Abfallwirt-
schaft?
Etwa 1000. Mit dem gesamten
Thema Abfallwirtschaft be-
schäftigen sich etwa
10 000 Forscher.

Wenn es um Abfall, Vermei-
dung und Recycling geht,
drängt sich der Blick nach
China und auf den asiati-
schen Markt auf. Wird er in
Weimar eine Rolle spielen?
Es beschäftigt sich sogar eine
separate Session damit. Klar
ist: China verfügt über enor-
me Potentiale. Klar sind auch
die Korrelationen, die sich
daraus ergeben: So wie das
Bruttoinlandsprodukt wächst,
steigen die Abfallmenge und
die Probleme. China wird an
zwei Punkten an seine Gren-
zen geraten: im sozialen und
im Umweltbereich. Aber das
ist vor allem eine politische
Frage.

Welche Rolle kommt der Ab-
fallwirtschaft eigentlich im
Kyoto-Protokoll zur Ausge-
staltung der Klimarahmen-
konvention zu?
Abfalldeponien haben an der
weltweiten Methangaspro-
duktion einen hohen Anteil.
Etwa 35 Prozent der Emissio-
nen stammen aus den Depo-
nien, konkret: aus deren orga-
nischen Bestandteilen. Die
Verwertung dieser organi-
schen Bestandteile vermeidet
Methan-Emission in die At-
mosphäre.

Nach drei Tagen mit 450 Kol-
legen aus aller Welt: Welche
Erwartungen haben Sie an
Orbit 2006?
Es geht uns erstens um den
weiteren Informationsaus-
tausch. Nichts ist schlimmer,
als Sachen, die unabhängig
voneinander doppelt unter-
sucht werden. Zweitens wer-
den wir uns damit auseinan-
dersetzen, auf welchen Fel-
dern der biologischen Abfall-
wirtschaft weiterer Hand-
lungsbedarf besteht.

Werner Bidlingmaier ist Inha-
ber eines Lehrstuhls für Abfall-
wirtschaft in Weimar. Foto: tlz

Thüringen setzt in
Krakau Zeichen
Althaus wirbt für die Intensivierung der Partnerschaft

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt/Krakau. (tlz) „Bis zum
nächsten Mal. Und hoffent-
lich dauert es nicht so lange.“
Dieter Althaus und Janusz Se-
piol lagen sich vor einigen
Monaten in Krakaus Altstadt
in den Armen. Freundschaft-
licher Abschied nach einem
Kurztrip des Thüringer Regie-
rungschefs nach Krakau. Die
Konsultationen beider Seiten
sind mehr als nur Routine.
Und die daraus entstehenden
Freundschaften sind nach
Einschätzung der Thüringer
besonders wichtig in einer
Zeit, in der gerade von polni-
scher Regierungsseite die na-
tionalkonservative Karte ge-
zückt wird.

Erst am Wochenende fan-
den sich hochrangige Delega-
tionen beider Seiten zum
mittlerweile neunten
deutsch-polnischen Zu-
kunftsseminar zusammen.
Und wenn Dieter Althaus am
Donnerstag früh nach Krakau

startet, dann ist das weit mehr
als nur ein Routinebesuch. Im
Gepäck hat er nämlich den
Thüringer Verdienstorden für
Marschall Sepiol für dessen
Verdienste um das Verhältnis
zwischen Thüringen und
Kleinpolen, für dessen ständ-
iges Engagement, damit die
Beziehungen zwischen bei-
den Staaten noch enger wer-
den. Und vielleicht, so die
stille Vermutung von Alt-
haus, hilft dieses sichtbare
Zeichen, das Thüringen am
Donnerstag Abend setzt, dem
innenpolitisch bedrängten
Sepiol. Denn die National-
konservativen von der in
Warschau regierenden Kac-
zynski-Partei PIS wollen ihn
zum Rückzug zwingen. Offen-
bar ist Sepiol, der zur liberal-
demokratischen Bürgerplatt-
form zählt, zu weltoffen.

Am Montag Abend hat Alt-
haus ein langes Telefonat mit
Sepiol geführt und darin auch
zum Ausdruck gebracht, wie
sehr ihm, dem Thüringer Re-

gierungschef, an dem Ausbau
der Beziehungen zu Kleinpo-
len gerade in einer schwieri-
gen politischen Zeit liegt.
Und vielleicht gelingt es den
Thüringern ja auch, diese
Kontakte ein wenig unabhän-
gig von der politischen Groß-
wetterlage zwischen War-
schau und Berlin zu gestal-
ten, so die Hoffnung von Alt-
haus.

Der Thüringer Regierungs-
chef will in Krakau außerdem
intensiv für die trilateriale
Zusammenarbeit zwischen
Deutschland, Frankreich und
Polen im Zeichen des Weima-
rer Dreiecks werben. Er hofft,
dass das bevorstehende Ge-
spräch zwischen Kanzlerin
Merkel und Premier Jaroslaw
Kaczynski Ende Oktober in
Berlin Entspannung bringt.
Und bis dahin gilt es, die
Kontakte vor Ort weiter zu
pflegen und auszubauen. Das
haben die Thüringer sich für
die nächste Zeit vor allem auf
die Fahnen geschrieben.

Thüringen ist das
Kindermedienland
Große Chancen für den Standort Erfurt
Erfurt. (tlz) Thüringen wird
das Kindermedienland in
Deutschland. Der Bau des
Kindermedienzentrums
(MAGZ) bringt den Freistaat
auf diesem Gebiet deutsch-
landweit nach vorn. Was hier
entsteht, ist absolut einmalig.
Im MAGZ sollen hochqualifi-
ziert Fernsehen, Filme, Mu-
sik, Hörspiele und Spielesoft-
ware für Kinder produziert
werden. Und auch der Golde-
ne Spatz, das erfolgreichste
Kinderfilmfestival Deutsch-
lands, soll nach den Vorstel-
lungen des Gründungsbeauf-
tragten, Kurt Morneweg, und
des neuen Managers des Zen-
trums, Mathias Fischer, hier
landen.

Mit dem MAGZ, für das
sich die TLZ in der Vergan-
genheit immer stark gemacht
hat, hat der Medienstandort
Erfurt einen weiteren Plus-
punkt zu verbuchen. „Blüte
in der Provinz?“ heißt denn

auch das Thema der nächsten
Runde von „Talk und More“.
Unter der Leitung des Ge-
schäftsführers der Zeitungs-
gruppe Thüringen, Wilfried
Goosmann, loten dabei die
führenden Erfurter Medien-
leute die Chancen des Me-
dienstandortes Erfurt aus. Mit
dabei sind: TLZ-Chefredak-
teur Hans Hoffmeister, Sergej
Lochthofen (TA-Chefredak-
teur), Torsten Achut (Thürin-
ger Vorstandsmitglied des
Mitteldeutschen Film- und
Fernsehproduzentenverban-
des), Ingelore König (Ge-
schäftsführerin der Kinder-
film GmbH), Kurt Morneweg
(Gründungsbeauftragter des
Kindermedienzentrums), Pe-
ter Zimmermann (Geschäfts-
führer der Landeswelle).

Talk and More,
Grand Hotel am Dom,

Donnerstag, 21. September,
19.30 Uhr

Sorgen um Müllofen
Anhörung begann auf hessischer Seite
Eisenach/Heringen. (dpa/tlz)
Die etwa 200 Hessen und
Thüringer im Bürgerhaus von
Heringen zeigten sich alles
andere als begeistert: Ende
2008 soll in der osthessischen
Gemeinde an der Grenze zu
Thüringen eine Müllverbren-
nungsanlage in Betrieb gehen.
Die Frauen und Männer wa-
ren zum Auftakt des Erörte-
rungstermins in die Gemein-
de gekommen, um sich die
Argumente aller Beteiligten

anzuhören und ihrem Unmut
Luft zu machen. Das Verfah-
ren soll zunächst bis Ende
dieser Woche dauern – um
rund 7400 Einwendungen
müssen sich die Beteiligten in
dieser Zeit kümmern. Die
Thüringer bemängeln vor al-
lem, dass sie nicht rechtzeitig
und ausreichend über die ge-
plante Anlage informiert wur-
den. Sorgen gibt es nicht nur
wegen einer steigenden Belas-
tung von Luft und Wasser.

Kinderarmut wächst
Erfurter Wissenschaftler fordert dringend Konsequenzen
Erfurt. (dpa/tlz) Die Gesell-
schaft muss nach Ansicht des
Erfurter Soziologen Ronald
Lutz auf die seit Jahren in
Deutschland wachsende Kin-
derarmut reagieren. Allein
auf Familienpolitik zu setzen,
reiche nicht aus, sagte der
Wissenschaftler. Es müsse vor
allem darum gehen, Kinder
zu fördern, „die von ihrer Fa-
milie – aus welchen Gründen

auch immer – nicht ausrei-
chend gefördert werden“.

Die Fraktion der Linkspar-
tei will sich mit der Kinderar-
mut in Thüringen bei einer
Fachkonferenz an diesem
Freitag beschäftigen. Arm sei,
wer mit den staatlich defi-
niertem Existenzminimum
auskommen müsse, sagte
Lutz. In der Regel sei das et-
wa 60 Prozent des im Durch-

schnitt erzielten Einkom-
mens. „Der Bezug von Ar-
beitslosengeld II kann als Ar-
mut definiert werden.“ In
Thüringen beträfe das 27 bis
28 Prozent der Kinder, weil
deren Eltern von Lohnersatz-
leistungen lebten. Die Links-
partei plädierte für kostenlose
Plätze in Kitas für sozial be-
nachteiligte Kinder in Thü-
ringen.

NACHRICHTEN

Unterstützung
bei der Pflege
Bad Frankenhausen.
(dpa/tlz) Das Personal in
Seniorenheimen und Pfle-
gediensten benötigt nach
einer Untersuchung der
Fachhochschule Jena mehr
Unterstützung bei Diagnos-
tik und Planung der tägli-
chen Pflege. Dies bedeute,
dass aktuelle Erkenntnisse
der Pflegeforschung ver-
stärkt Eingang in den All-
tag dieser Einrichtungen
finden müssten, sagte der
Jenaer Wissenschaftler Ste-
phan Dorschner. Im Frei-
staat leben etwa
64 000 Pflegebedürftige.

Interesse an
Stasi-Akten
Erfurt. (dpa/tlz) Das Inte-
resse an Einsicht in Stasi-
Akten ist in Thüringen
sprunghaft angestiegen. Im
ersten Halbjahr sind etwa
5900 Anträge in den Au-
ßenstellen Erfurt, Gera und
Suhl eingegangen.

Staatsanwälte
widersprechen
Erfurt. (dpa/tlz) Im Roe-
wer-Prozess hat die Staats-
anwaltschaft entlastenden

Aussagen eines Zeugen wi-
dersprochen. Der Rech-
nungshof habe in einem
Bericht zahlreiche Kritik-
punkte am Finanzgebaren
des Verfassungsschutzes
geäußert, sagten die Anklä-
ger. In der vorausgegange-
nen Sitzung hatte der ehe-
malige Leiter der Zentral-
abteilung als Zeuge noch
erklärt, die Rechnungsprü-
fer hätten keine Beanstan-
dungen gehabt.

Erfurt will
Brandt-Denkmal
Erfurt. (dpa/tlz) Erfurt
schreibt einen deutsch-
landweiten Wettbewerb
für ein Willy-Brandt-Denk-
mal aus. Es soll an die his-
torische Begegnung von
Bundeskanzler Brandt mit
dem DDR-Ministerratsvor-
sitzenden Willi Stoph im
März 1970 im Hotel Erfur-
ter Hof erinnern, mit dem
die deutsche Annäherung
eingeleitet wurde, sagte
Oberbürgermeister Andre-
as Bausewein (SPD). Das
Kunstwerk soll etwa
130 000 Euro kosten und
auf dem Willy-Brandt-
Platz mit dem Hotel vor
dem Bahnhof aufgestellt
werden. Dieses Ensemble
wird zurzeit völlig neu ge-
staltet.

HINTERGRUND

Eine „Ohrfeige für die Landesregierung“
Trotz neuer Studie: Althaus lehnt weiterhin eine Zusammenlegung von Kreisen in Thüringen ab
Erfurt. (dpa/tlz) Als Ohrfeige
für die Thüringer Landesre-
gierung hat SPD-Fraktions-
vorsitzender Christoph Mat-
schie die Ergebnisse einer
neuen finanzpolitischen Stu-
die des Dresdener Finanzwis-
senschaftlers Helmut Seitz ge-
wertet. Der war zu dem
Schluss gekommen, dass
Thüringen Schlusslicht bei
der Sanierung der Landesfi-
nanzen im Osten sei.

Durch „hausgemachte Feh-
ler“ in der Finanzpolitik habe
der Freistaat gegenüber ande-
ren Ländern an Boden verlo-
ren. Deshalb dürfe sich die
Regierung nicht länger einer
durchgreifenden Verwal-
tungs- und Gebietsreform ver-
schließen, so Matschie.

Ministerpräsident Dieter

Althaus (CDU) lehnte eine
Zusammenlegung der Kreise
dagegen erneut ab. „Das ist
ein unsinniger Vorschlag für
ein Flächenland wie Thürin-
gen.“

Matschie sprach sich dafür
aus, Teile der angestrebten
Gebietsreform vorzuziehen.
„Wir brauchen in Thüringen
eine intelligente Sparpolitik,
die Schwerpunkte setzt und
sich vor durchgreifenden
Strukturveränderungen nicht
fürchtet.“

Auch die Linkspartei sieht
sich von der Studie in ihren
Positionen bestätigt. Sie habe
bereits im vergangenen Jahr
einen „Masterplan für eine
bürgernahe und effiziente
Verwaltung“ sowie für eine
Gebietsreform beschlossen,

sagte der Vorsitzende Knut
Korschewsky. „Die Notwen-
digkeit einer umfassenden
Reform lässt sich aber nicht
allein auf eine Spardebatte re-
duzieren, so wie es in dem
Gutachten der Fall ist“, warn-
te er. Vielmehr müsse unter
dem sozialen Aspekt geprüft
werden, welches Geld für
welche Aufgaben ausgegeben
wird.

Finanzministerin Birgit
Diezel (CDU) sagte: „Ich bin
froh, dass die SPD jetzt beim
Sparen mithelfen will.“ Bis-
lang habe die Opposition fast
alle Maßnahmen zur Haus-
haltskonsolidierung be-
kämpft. „Jetzt muss sie die
Karten auf den Tisch legen,
wo sie etwa beim Personal
kürzen will.“

Die Forderung nach einer
Kreisgebietsreform sieht Mike
Mohring, finanzpolitischer
Sprecher der CDU-Landtags-
fraktion, durch die Studie als
erledigt an. Sie koste erst ein-
mal Geld, bevor auf lange
Sicht etwa 200 Millionen Eu-
ro eingespart werden könn-
ten. Nach Ansicht von Alt-
haus gefährdet eine solche
Reform zudem die Bürgernä-
he der Verwaltungen.

Seitz nannte in seiner Stu-
die die Verschuldung Thürin-
gens dramatisch. Zudem habe
sie sich im Vergleich zu ande-
ren neuen Ländern spürbar
verschlechtert. „Die Dynamik
beunruhigt.“ Per Ende 2005
lag die Pro-Kopf-Verschul-
dung von Land und Kommu-
nen bei 7942 Euro. Das war

nach Sachsen-Anhalt mit
9395 Euro der zweithöchste
Wert im Ost-Vergleich. Nach
Ansicht des Professors rea-
giert Thüringen zu langsam
auf den erheblichen Anpas-
sungsdruck, dem die neuen
Länder ausgesetzt sind. „Ich
kann keine Konzeption zur
Bewältigung der Zukunfts-
probleme erkennen.“

Seitz hatte auch Sparpo-
tenziale durch eine Gebietsre-
form berechnet. Bei der Ver-
ringerung der Kreise von der-
zeit 17 auf nur noch vier bis
fünf und dem Wegfall des be-
sonderen Status’ der sechs
kreisfreien Städte ließen sich
mittelfristig etwa 200 Millio-
nen Euro einsparen. In einer
Übergangszeit würden je
doch Mehrkosten auftreten.


